
Das Thüringer Sportfördergesetz
– es besteht seit Juli 1994 unverän-
dert - ist deutlich in die Jahre ge-
kommen. Daher hatten sich die Ko-
alitionsfraktionen von Rot-Rot-Grün
im Thüringer Landtag an eine kom-
plette Neufassung des Gesetzestex-
tes gemacht und diese der Öffent-
lichkeit vorgestellt. 

Bevor der Landtag das Gesetz jetzt
in erster Lesung debattiert, haben sich
die sportpolitischen Sprecher Knut
Korschewsky (LINKE), Birgit Pelke
(SPD) und Roberto Kobelt (GRÜNE) auf
einer gemeinsamen Pressekonferenz
den Fragen der Journalisten gestellt.
Sie verwiesen darauf, dass der Gesetz-
entwurf zur Änderung des Thüringer
Sportfördergesetzes in den vergange-
nen Monaten in enger Abstimmung mit
dem Landessportbund und dem Regie-
rungskabinett erarbeitet worden war.
Vor der abschließenden zweiten Le-
sung im Thüringer Landtag nach der
Sommerpause wird es wahrscheinlich
Ende Mai eine öffentliche Anhörung
geben.

Der für die Sportverbände und zahl-
reichen Vereine in Thüringen wohl
wichtigste Punkt der Gesetzesände-
rung ist die Maßgabe, dass ihnen die
Nutzung der Sportstätten für den Trai-
nings- und den Wettkampfbetrieb ko-
stenlos zugesagt ist. Knut Korschew-
sky unterstrich, dass diese Aussage
„von einer Kann- zu einer Pflichtbe-
stimmung wird“. Und er nannte es „ein
modernes Sportfördergesetz, mit dem

wir Maßstäbe auch bundesweit set-
zen“. Der unübersehbare hohe Sanie-
rungsstau an den Sportstätten könne
jedoch mit der Novellierung des Geset-
zes, die auch eine pflichtige Sportstät-
tenplanung vorsieht, nicht beseitigt
werden.

Allerdings, so Birgit Pelke, könne und
müsse dann auf der Grundlage des
Sportstättenleitplans und in enger Ab-
stimmung zwischen dem Land und den
Kommunen festgelegt werden, „was an
welcher Stelle gebraucht wird“, was
gemacht werden könne. Zumal es ja so
sei, ergänzte der GRÜNE Sportpolitiker
Roberto Kobelt, dass es zweifellos eine

noch stärkere Förderung für die kom-
munalen Sportstätten und Breiten-
sportanlagen geben werde. Die Unter-
stützung dafür setzt sich zusammen
aus dem Landes- und kommunalen In-
vestitionspaket und sie kommt aus der
Erhöhung der Lottomittel,  also den
Überschüssen aus den Staatslotterien.

Einziges Manko, dass die kostenfreie
Nutzung der Sportstätten nicht für die
Schwimmvereine gewährleistet wer-
den kann. Denn oftmals sind es nicht
die Kommunen, denen die Schwimm-
bäder mit ihren teilweise sehr hohen
Betriebskosten gehören.                            

zierung und für Seiteneinsteiger ge-
ben. Damit kommen wir auch der For-
derung von mehr als 1500 Petenten
nach, die sich für eine verlässliche Per-
spektive für die DaZ-Lehrkräfte stark
machen.“

Der LINKE-Bildungsexperte abschlie-
ßend: „Für die individuelle Förderung
notwendiges pädagogisches Personal
soll ebenso wie die nötigen Lehr- und
Lernmittel unbürokratisch und flexibel
auch während eines laufenden Schul-
jahres den Schulen zur Verfügung ge-
stellt werden. Ziel aller von uns be-
schlossenen Unterstützungsmaßnah-
men ist, an den Schulen zum Ausbau
multiprofessioneller Teamstrukturen
aus Lehrerinnen und Lehrern, DaZ-
Fachkräften, Experten der Schulsozial-
arbeit und der Schulpsychologie zu
kommen.“

zung der Schulpflicht nicht allein am
Alter festgemacht werden kann und
die verbindliche Umsetzung von fachli-
chen Standards für die individuelle För-
derung von enormer Bedeutung ist.“

Großes Augenmerk legt Rot-Rot-
Grün auf die Absicherung der notwen-
digen personellen und sächlichen Rah-
menbedingungen. Hierzu zählen vor al-
lem die Ressourcen für die Förderung
in Deutsch-als-Zweitsprache (DaZ).
„Wir begrüßen es daher ausdrücklich,
dass die Landesregierung zugesagt
hat, dass von den mittlerweile 135 bis-
her befristet eingestellten DaZ-Lehr-
kräften 130 Lehrkräften eine dauer-
hafte Beschäftigung angeboten und für
die fünf weiteren Lehrkräfte eine Be-
schäftigung über freie Träger ermög-
licht werden kann. Zusätzlich soll es
neue Regelungen für die Nachqualifi-

Dem Thüringer Landtag liegt
jetzt ein Antrag der Koalitionsfrak-
tionen mit dem Titel „Verbesse-
rung der Beschulung von zuge-
wanderten und geflüchteten Kin-
dern und Jugendlichen“ vor. Dazu
betont Torsten Wolf, bildungspoli-
tischer Sprecher der Linksfrakti-
on:

„Für die sofortige und erfolgreiche
Integration von Kindern mit Flucht-
und Migrationshintergrund in die
Schulen gilt unser Dank allen Betei-
ligten: den Lehrkräften, der Schulver-
waltung und den damit befassten
Mitarbeitern in den Kommunen und
Landkreisen. Mit unserem Antrag
stärken wir deren Arbeit und Engage-
ment. Wir machen auch deutlich,
dass für uns die konsequente Umset-

Von einer Kann- zu 
einer Pflichtbestimmung

Eine verlässliche Perspektive für die Lehrkräfte

Der tragische Tod eines 32jähri-
gen Polizisten im Herbst schockier-
te bundesweit und machte das Ge-
fährdungspotential von „Reichsbür-
gern“ deutlich. Die Landesregie-
rung richtet nun folgerichtig eine
zentrale Informationsstelle ein, um
die Bediensteten der Landes- und
Kommunalverwaltung noch besser
über das Phänomen und angemes-
sene Handlungsmöglichkeiten zu
beraten. Die Informationsstelle soll
im Landesverwaltungsamt angesie-
delt werden. Nach Angaben des In-
nenministeriums gibt es in Thürin-
gen 550  „Reichsbürger“, weitere
400 Verdachtsfälle wurden gemel-
det. Knapp zehn Prozent der Erfass-
ten verfügen über eine waffenrecht-
liche Erlaubnis. 

Besonders Finanz- und Waffen-
behörden sowie Polizisten und Ge-
richte werden seit Jahren mit
„Reichsbürgern“ konfrontiert. Be-
drohungen bis hin zu erfundenen
Millionenforderungen mit der Mal-
ta-Mascha haben immer wieder zu
Verunsicherungen geführt. Dass
nun die reichsbürgerspezifischen
Informationen gebündelt elektro-
nisch bereitgestellt werden, ist ein
Fortschritt bei der Sensibilisierung.
Denn die Praxis sah bis vor wenigen
Jahren noch völlig anders aus. Nach
dem Auffliegen des NSU 2011 und
2012 enthielten auch die jährlichen
Thüringer Verfassungsschutzbe-
richte dazu nur drei Absätze, im
Jahr 2013 war der Bereich „Reichs-
bürger“ gänzlich verschwunden.

Erst durch eine parlamentarische
Anfrage von mir im Jahr 2013 (DS
5/6314) wurden umfangreich
Kenntnisse über „Reichsbürger“,
ihre Aktivitäten und Bewaffnung öf-
fentlich zusammengetragen. Dass
die damalige Landesregierung 90
bis 140 „Reichsbürger“ bezifferte
und sich nun eine Verzehnfachung
andeutet, zeigt, dass das Problem
lange nicht ernst genug genommen
wurde. Dabei erstreckt sich der Ein-
fluss auch auf neonazistische Netz-
werke wie „Thügida“. Mehrfach ha-
ben „Reichsbürger“ an Demonstra-
tionen der Thüringer AfD teilgenom-
men, ebenso vernetzen sich
Reichsideologen mit AfD-Funktions-
trägern aus Thüringen in sozialen
Netzwerken.  

Im Landtagsinnenausschuss hat
die Linksfraktion bekräftigt, dass
der Entzug waffenrechtlicher Er-
laubnisse von Reichsbürgern weiter
konsequent unter Ausschöpfung al-
ler rechtlichen Möglichkeiten voran-
getrieben werden muss.
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Abgeordnete zu wegweisenden Änderungen im neuen Thüringer Sportfördergesetz

Auf großes öffentliches Interesse war die gemeinsame Pressekonferenz der drei
sportpolitischen Sprecher der Koalitionsfraktionen im Thüringer Landtag gestoßen.
Die Thüringer Allgemeine schrieb von einer „wegweisenden Gesetzesänderung“,
denn Rot-Rot-Grün wolle den 3.422 Sportvereinen mit seinen 370.646 Mitgliedern i
Thüringen „die kostenlose Nutzung von Sportstätten für den Trainings- und Wett-
kampfbetrieb verbindlich zusagen“.


